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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten betreffend Hefe und Heferückstände 
— Drucksache 7/389 — 


A. Problem 

Die in den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft gel- 
tenden Vorschriften für Hefe und Heferückstände und deren 
Vermarktung sind unterschiedlich und schaffen ungleiche Wett- 
bewerbsbedingungen für Hersteller und Verbraucher, die den 
freien Warenverkehr behindern. 


B. Lösung 

Die Mitgliedstaaten sollen durch eine Richtlinie des Rates ver- 
anlaßt werden, ihre Rechtsvorschriften zu harmonisieren. 

Einmütigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

Mangels besonderer Bedeutung des Handels mit Hefe und Hefe- 
rückständen in der Gemeinschaft könnte auf die Richtlinie ver- 
zichtet werden. 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Kiechle 


Der Richtlinienentwurf wurde mit Schreiben der 
Frau Präsidentin vom 3. April 1973 dem Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Be- 
ratung überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlagen 
in seinen Sitzungen am 24. Mai und 6. Juni 1973 
behandelt. 

Bei der Richtlinie geht es darum, eine Gemein- 
schaftsregelung über die Mindestanforderungen für 
die öffentliche Gesundheit bei Hefen aufzustellen, 
die zur menschlichen Ernährung bestimmt sind. Die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten sind, sofern sie überhaupt 
existieren, sehr summarisch. Sie legen die Zusam- 
mensetzung und die Fabrikationsmerkmale für He- 
fen fest und schreiben Regeln für ihre Etikettierung 
vor, die bei der Vermarktung eingehalten werden 
müssen. Dadurch schaffen sie ungleiche Wettbe- 
werbsbedingungen und behindern den freien Wa- 
renverkehr. Wegen der Einzelheiten wird auf den 
Richtlinienvorschlag und seine Begründung ver- 
wiesen. 


Der Ausschuß war bei seinen Beratungen ein- 
mütig der Auffassung, daß für diesen Teilbereich 
des Lebensmittelrechts ein Rechtsakt der Organe der 
Europäischen Gemeinschaft nicht notwendig sei. Das 
Verbot, auf Alkanen (gesättigte Kohlenwasserstoffe) 
gezüchtete Hefen für die menschliche Ernährung zu 
verwenden, könne durchaus auch durch nationale 
Gesetzgebungsmaßnahmen durchgesetzt werden. Die 
Vielfalt der EG-Richtlinien und -Verordnungen auf 
engen Teilbereichen behindere ein Fortschreiten der 
europäischen Einigung. Wichtiger sei, daß in Brüs- 
sel eine für die Gemeinschaft geltende umfassende 
Regelung des Lebensmittelrechts erarbeitet werde. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat daher den Richtlinienvorschlag mit der 
Maßgabe zur Kenntnis genommen, daß die Bundes- 
regierung ersucht werden soll, verstärkt darauf hin- 
zuwirken, daß in Brüssel unverzüglich eine Gesamt- 
regelung des Lebensmittelrechts für die Gemein- 
schaft in Angriff genommen wird. 


Bonn, den 13. Juni 1973 


Kiechle 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Richtlinienvorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/389 — wird mit 
der Maßgabe zur Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung ersucht wird, 
bei den Verhandlungen in Brüssel verstärkt darauf hinzuwirken, daß unverzüg- 
lich eine Gesamtregelung des Lebensmittelrechts für den Bereich der Europäischen 
Gemeinschaft in Angriff genommen wird. 


Bonn, den 13. Juni 1973 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Kiechle 

Vorsitzender Berichterstatter 
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